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Informationen
Der Verfassungs- und Rechtsausschuß der Volkskammer
der DDR nahm am fe. September 1986 einen Bericht über 
die Verwirklichung des Gesetzgebungsplans des Minister­
rats für den Zeitraum 1981 bis 1985 entgegen. Der Stellver­
treter des Ministers der Justiz Dr. S. W i t t e n b e c k  legte 
dar, daß auf entscheidenden Gebieten des gesellschaftlichen 
Lebens die erforderlichen Rechtsvorschriften erlassen und 
Analysen über die Wirksamkeit von Rechtsvorschriften aus­
gearbeitet wurden. Zugleich informierte er über Aufgaben 
und Probleme der Gesetzgebung im Zeitraum bis 1990, ins­
besondere über Maßnahmen, die eingeleitet werden, um das 
Recht noch wirksamer und überschaubarer zu machen. Im 
Bereich der Volkswirtschaft besteht das Ziel der Gesetzge­
bung darin, die Rolle des Rechts bei der Verwirklichung der 
ökonomischen Strategie- und' bei der Meisterung der neuen 
Etappe der wissenschaftlich-technischen Revolution zu ver­
stärken.

In der Diskussion berichteten Volkskammerabgeordnete 
sowie leitende Mitarbeiter staatlicher Organe und Funktio­
näre gesellschaftlicher Organisationen über Erfahrungen bei 
der Vorbereitung, Verwirklichung und Analyse von Rechts­
vorschriften. Der Vorsitzende des Verfassungs- und Rechts­
ausschusses, Prof. Dr. W. W e i c h e l t ,  begründete die näch­
sten Aufgaben des Ausschusses, insbesondere die Untersu­
chung von Erfahrungen bei der territorialen Rationalisie­
rung und bei der Anwendung von Kommunalverträgen.

anzusehen. Blutspender, die Mitglied einer sozialistischen 
Produktionsgenossenschaft sind, erhalten den Ausgleich in 
Höhe ihrer bisherigen Durchschnittsvergütung von ihrer Pro­
duktionsgenossenschaft bzw. von dem Betrieb, der ihnen die 
Vergütung zahlt, wenn sie im Rahmen der Kooperation in 
anderen Betrieben tätig sind.

Private Handwerker sowie Gewerbetreibende und andere 
selbständig oder freiberuflich Tätige erhalten von der zustän­
digen Einrichtung des Blutspende- und Transfusionswesens 
eine Entschädigung für den Ausfall an Nettoeinkommen, die 
bis zu 10 M je Stunde betragen kann.

Die Einrichtungen des Blutspende- und Transfusionswe­
sens erstatten die notwendigen Fahrkosten für öffentliche 
Verkehrsmittel, die dem Blutspender im Zusammenhang mit 
der Blutspende oder den ärztlichen Untersuchungen entste­
hen.

*

Mit der erfolgreichen Verwirklichung der Politik der Haupt­
aufgabe und der weiteren Verbesserung des Lebensniveaus 
der Bürger hat die Ausstattung der Haushalte mit hochwer­
tigen Konsumgütern wesentlich zugenommen. Diese gewach­
senen Werte durch eine entsprechende Versicherung bei Scha­
densfällen zu schützen entspricht den Wünschen der Bürger. 
Neue Regelungen tragen dem Rechnung.

Mit der АО Nr. 5 über die Allgemeinen Bedingungen für 
freiwillige Sach- und Haftpflichtversicherungen der Bürger 
vom L September 1986 (GBl. I Nr. 28 S. 396)6 wird als neue 
Form die Erweiterte Haushaltversicherung eingeführt. Ge­
genüber der bisherigen Haushaltversicherung bietet sie einen 
wesentlich verbesserten Versicherungsschutz. Die Haushalt­
versicherung in der bisherigen Form kann weiter abgeschlos­
sen werden, so daß die Bürger zwischen beiden Formen wäh­
len können.

Neu sind der Versicherungsschutz gegen Schäden am Ge­
friergut in Tiefkühlschränken infolge unvorhersehbarer Un­
terbrechung der Energiezufuhr oder durch technisches Ver­
sagen der Geräte sowie gegen Schäden an der in der Wasch­
maschine befindlichen Wäsche durch Versagen der Automatik 
nach Ablauf der Garantiezeit. Auch Schäden am Anstrich und 
an Tapeten der Decken und Wände durch Brand, Leitungs­
wasser und Elementarereignisse sind neu in den Versiche­
rungsschutz einbezogen worden. Bargeld ist bis zur Höhe von 
2 ООО M versichert (bisher 1 000 M). Für die Ausstattung von 
Kinderwagen wird selbständiger Versicherungsschutz gegen 
Diebstahl gewährt (bisher nur, wenn sie zusammen mit dem 
Kinderwagen gestohlen wird). Neu ist die Versicherung von 
Skiern und den dazugehörigen Skistöcken gegen Diebstahl.

Entsprechend der Anzahl der zur Wohnung des Versiche­
rungsnehmers gehörenden Zimmer ist eine Mindestversiche­
rungssumme zu vereinbaren. Der Versicherungsnehmer kann 
eine höhere Versicherungssumme bestimmen, wenn der Wert 
der versicherten Sachen die Mindestversicherungssumme 
übersteigt.

Die Sachen des Haushalts sind zum Neuwert versichert 
(jetzt auch Wäsche und Bekleidung). Wenn der Zeitwert die-
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ser Sachen weniger als 20 Prozent des Neuwertes beträgt (bis­
her 40 Prozent oder weniger), ist der Zeitwert maßgebend. 
Wie bisher sind einige Ausnahmen von diesen Bestimmungen 
vorgesehen, wie z. B. der Ersatz des Wiederbeschaffungsprei­
ses bei Vorräten, Waren und Tieren sowie der generelle Ersatz 
des Zeitwertes bei Schäden an Decken und Wänden.

Der Haftpflichtversicherungsschutz wurde auf alle zum 
Haushalt des Versicherungsnehmers gehörenden Personen 
ausgedehnt (bisher Ehegatte, nicht volljährige Kinder, an­
dere Personen nur bei besonderer Vereinbarung).

Neu ist außerdem die Ausdehnung des Versicherungs­
schutzes auch auf Schadensfälle, die sich in Mitgliedsländern 
des RGW ereignen (bisher Ausschluß von Schadensfällen au­
ßerhalb der DDR).

Die АО enthält Begriffsbestimmungen, die gegenüber-den 
bisherigen präzisiert und ergänzt worden sind. Mit Wirkung 
ab 1. November 1986 können Verträge über die Erweiterte 
Haushaltversicherung abgeschlossen oder bestehende Haus­
rat- oder Haushaltversicherungen auf die neue Form umge­
stellt werden.

*
Die Regelungen der АО über die nebenberufliche Tätigkeit 
von Bürgern als Taxifahrer vom 29. August 1986 (GBl. I Nr. 28 
S. 393) sind auf die bessere Befriedigung des gewachsenen 
Bedarfs an dieser Dienstleistung gerichtet. Taxiverkehr i. S. 
der АО ist die individuelle entgeltliche Beförderung von Per­
sonen mit Kraftfahrzeugen, bei denen grundsätzlich die Fahr­
strecke und das Fahrtziel vom Fahrgast bestimmt werden.

Die nebenberufliche Tätigkeit als Taxifahrer ist genehmi­
gungspflichtig. Die Genehmigung wird auf schriftlichen An­
trag erteilt, wenn im Einsatzterritorium ein entsprechender 
Beförderungsbedarf besteht und die Eignung des Antragstel­
lers wie des Kraftfahrzeugs vorliegt. Zur persönlichen Eig­
nung des Antragstellers gehören u. a. eine ununterbrochene 
Fahrpraxis von mindestens zwei Jahren, Arbeit als Vollbe­
schäftigter (d. h. nicht als Teilzeitbeschäftigter) in einem 
Arbeitsrechtsverhältnis oder in einem Arbeitsverhältnis mit 
einer sozialistischen Genossenschaft. Er muß außerdem die 
schriftliche Zustimmung seines Beschäftigungsbetriebes zur 
nebenberuflichen Tätigkeit vorweisen.

Auf Grund der Festlegungen der АО hat der Fahrgast die 
Gewißheit, daß der nebenberufliche Taxifahrer über die er­
forderlichen fachlichen und gesundheitlichen Voraussetzun­
gen verfügt. Das Kraftfahrzeug muß aus Gründen der Sicher­
heit mindestens über vier zugelassene Sitzplätze und vier 
Fahrzeugtüren verfügen sowie den Anforderungen der StVZO 
entsprechen. Es ist als Taxi zu kennzeichnen und mit einem 
Taxameter oder — soweit ein solches nicht verfügbar ist — 
mit einem Wegstreckenzähler auszurüsten. Mindestens alle 
10 000 km ist das Kraftfahrzeug einer technischen Durch­
sicht zu unterziehen.

Die nebenberufliche Tätigkeit als Taxifahrer erfolgt im 
Auftrag eines volkseigenen Taxibetriebes. Zwischen dem 
nebenberuflich tätigen Bürger und dem Taxibetrieb wird 
eine Vereinbarung abgeschlossen, in der u. a. die Einsatz­
zeiten, Nutzungsbedingungen für Taxameter und Taxischild, 
die Entrichtung der Gebühren, die Teilnahme an Dienstunter­
weisungen und Kraftfahrerschulungen festgelegt werden. 
Die Bestimmungen der PersonenbeförderungsAO (PBO)* * 6 7 fin­
den Anwendung.

Die Genehmigung für die nebenberufliche Tätigkeit als 
Taxifahrer wird vom Leiter des Fachorgans für Verkehrs­
und Nachrichtenwesen des Rates des Kreises erteilt und kahn 
bei Eintreten der in der АО geregelten Tatbestände entzo­
gen werden. Der Entzug der Genehmigung ist dem neben­
beruflichen Taxifahrer, dem Taxibetrieb und dem Beschäf­
tigungsbetrieb des nebenberuflich tätigen Bürgers schriftlich 
mitzuteilen. Gegen diese und weitere Entscheidungen des 
Leiters des zuständigen Fachorgans für Verkehrs- und Nach­
richtenwesen kann Beschwerde eingelegt werden.

Neu' eingeführt wurden Ordnungsstrafen für Bürger, die 
Beförderungsleistungen im Taxiverkehr durchführen, ohne 
im Besitz der vorgeschriebenen Genehmigung zu sein. Für 
diese sog. Schwarzfahrer sind (bei schuldhaften Pflichtver­
letzungen) Verweis oder Ordnungsstrafen vorgesehen.
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6 Zur АО Nr. 4 vom 29. November 1984 (GBl. I Nr. 37 S. 448) vgl. die 
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Kraftverkehrs, Nahverkehrs und der Fahrgastschiffahrt — Perso­
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